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(Nr. 2692.) Gesetz, betreffend die Schlachtvieh- und Fleischbeschau. Vom 3. Juni 1900.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von
Preußen etc.

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths und des
Reichstags, was folgt:

§. 1.

Rindvieh, Schweine, Schafe, Ziegen, und Pferde, deren Fleisch zum Genusse für
Menschen verwendet werden soll, unterliegen vor und nach der Schlachtung
einer amtlichen Untersuchung. Durch Beschluß des Bundesraths kann die
Untersuchungspflicht auf anderes Schlachtvieh ausgedehnt werden.

Bei Nothschlachtungen darf die Untersuchung vor der Schlachtung unterbleiben.

Der Fall der Nothschlachtung liegt dann vor, wenn zu befürchten steht, daß das
Thier bis zur Ankunft des zuständigen Beschauers verenden oder das Fleisch
durch Verschlimmerung des krankhaften Zustandes wesentlich an Werth
verlieren werde oder wenn das Thier in Folge eines Unglücksfalls sofort getödtet
werden muß.
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§. 2.

Bei Schlachtthieren, deren Fleisch ausschließlich im eigenen Haushalte des
Besitzers verwendet werden soll, darf, sofern sie keine Merkmale einer die
Genußtauglichkeit des Fleisches ausschließenden Erkrankung zeigen, die
Untersuchung vor der Schlachtung und, sofern sich solche Merkmale auch bei der
Schlachtung nicht ergeben, auch die Untersuchung nach der Schlachtung
unterbleiben.

Eine gewerbsmäßige Verwendung von Fleisch, bei welchem aus Grund des Abs. 1
die Untersuchung unterbleibt, ist verboten.

Als eigener Haushalt im Sinne des Abs. 1 ist der Haushalt der Kasernen,
Krankenhäuser, Erziehungsanstalten, Speiseanstalten, Gefangenanstalten,
Armenhäuser und ähnlicher Anstalten sowie der Haushalt der Schlächter,
Fleischhändler, Gast-, Schank- und Speisewirthe nicht anzusehen.

§. 3.

Die Landesregierungen sind befugt, für Gegenden und Zeiten, in denen eine
übertragbare Thierkrankheit herrscht, die Untersuchung aller der Seuche
ausgesetzten Schlachtthiere anzuordnen.

§. 4.

Fleisch im Sinne dieses Gesetzes sind Theile von warmblütigen Thieren, frisch
oder zubereitet, sofern sie sich zum Genusse für Menschen eignen. Als Theile
gelten auch die aus warmblütigen Thieren hergestellten Fette und Würste,
andere Erzeugnisse nur insoweit, als der Bundesrath dies anordnet.

§. 5.

Zur Vornahme der Untersuchungen sind Beschaubezirke zu bilden; für jeden
derselben ist mindestens ein Beschauer sowie ein Stellvertreter zu bestellen.

Die Bildung der Beschaubezirke und die Bestellung der Beschauer erfolgt durch
die Landesbehörden. Für die in den Armeekonservenfabriken vorzunehmenden
Untersuchungen können seitens der Militärverwaltung besondere Beschauer
bestellt werden.



Zu Beschauern sind approbirte Thierärzte oder andere Personen, welche
genügende Kenntnisse nachgewiesen haben, zu bestellen.

§. 6.

Ergiebt sich bei den Untersuchungen das Vorhandensein oder der Verdacht einer
Krankheit, für welche die Anzeigepflicht besteht, so ist nach Maßgabe der
hierüber geltenden Vorschriften zu verfahren.

§. 7.

Ergiebt die Untersuchung des lebenden Thieres keinen Grund zur Beanstandung
der Schlachtung, so hat der Beschauer sie unter Anordnung der etwa zu
beobachtenden besonderen Vorsichtsmaßregeln zu genehmigen.

Die Schlachtung des zur Untersuchung gestellten Thieres darf nicht vor der
Ertheilung der Genehmigung und nur unter Einhaltung der angeordneten
besonderen Vorsichtsmaßregeln stattfinden.

Erfolgt die Schlachtung nicht spätestens zwei Tage nach Ertheilung der
Genehmigung, so ist sie nur nach erneuter Untersuchung und Genehmigung
zulässig.

§. 8.

Ergiebt die Untersuchung nach der Schlachtung, daß kein Grund zur
Beanstandung des Fleisches vorliegt, so hat der Beschauer es als tauglich zum
Genusse für Menschen zu erklären.

Vor der Untersuchung dürfen Theile eines geschlachteten Thieres nicht beseitigt
werden.

§. 9.

Ergiebt die Untersuchung, daß das Fleisch zum Genusse für Menschen untauglich
ist, so hat der Beschauer es vorläufig zu beschlagnahmen, den Besitzer hiervon
zu benachrichtigen und der Polizeibehörde sofort Anzeige zu erstatten.

Fleisch, dessen Untauglichkeit sich bei der Untersuchung ergeben hat, darf als
Nahrungs- oder Genußmittel für Menschen nicht in Verkehr gebracht werden.



Die Verwendung des Fleisches zu anderen Zwecken kann von der Polizeibehörde
zugelassen werden, soweit gesundheitliche Bedenken nicht entgegenstehen. Die
Polizeibehörde bestimmt, welche Sicherungsmaßregeln gegen eine Verwendung
des Fleisches zum Genusse für Menschen zu treffen sind.

Das Fleisch darf nicht vor der polizeilichen Zulassung und nur unter Einhaltung
der von der Polizeibehörde angeordneten Sicherungsmaßregeln in Verkehr
gebracht werden.

Das Fleisch ist von der Polizeibehörde in unschädlicher Weise zu beseitigen,
soweit seine Verwendung zu anderen Zwecken (Abs. 3) nicht zugelassen wird.

§. 10.

Ergiebt die Untersuchung, daß das Fleisch zum Genusse für Menschen nur
bedingt tauglich ist, so hat der Beschauer es vorläufig zu beschlagnahmen, den
Besitzer hiervon zu benachrichtigen und der Polizeibehörde sofort Anzeige zu
erstatten. Die Polizeibehörde bestimmt, unter welchen Sicherungsmaßregeln das
Fleisch zum Genusse für Menschen brauchbar gemacht werden kann.

Fleisch, das bei der Untersuchung als nur bedingt tauglich erkannt worden ist,
darf als Nahrungs- und Genußmittel für Menschen nicht in Verkehr gebracht
werden, bevor es unter den von der Polizeibehörde angeordneten
Sicherungsmaßregeln zum Genusse für Menschen brauchbar gemacht worden
ist.

Insoweit eine solche Brauchbarmachung unterbleibt, finden die Vorschriften des
§. 9 Abs. 3 bis 5 entsprechende Anwendung.

§. 11.

Der Vertrieb des zum Genusse für Menschen brauchbar gemachten Fleisches (§.
10 Abs. 1) darf nur unter einer diese Beschaffenheit erkennbar machenden
Bezeichnung erfolgen.

Fleischhändlern, Gast-, Schank- und Speisewirthen ist der Vertrieb und die
Verwendung solchen Fleisches nur mit Genehmigung der Polizeibehörde
gestattet; die Genehmigung ist jederzeit widerruflich. An die vorbezeichneten
Gewerbetreibenden darf derartiges Fleisch nur abgegeben werden, soweit ihnen



eine solche Genehmigung ertheilt worden ist. In den Geschäftsräumen dieser
Personen muß an einer in die Augen fallenden Stelle durch deutlichen Anschlag
besonders erkennbar gemacht werden, daß Fleisch der im Abs. 1 bezeichneten
Beschaffenheit zum Vertrieb oder zur Verwendung kommt.

Fleischhändler dürfen das Fleisch nicht in Räumen feilhalten oder verkaufen, in
welchen taugliches Fleisch (§. 8) feilgehalten oder verkauft wird.

§. 12.

Die Einfuhr von Fleisch in luftdicht verschlossenen Büchsen oder ähnlichen
Gefäßen, von Würsten und sonstigen Gemengen aus zerkleinertem Fleische in
das Zollinland ist verboten.

Im Uebrigen gelten für die Einfuhr von Fleisch in das Zollinland bis zum 31.
Dezember 1903 folgende Bedingungen:

1. Frisches Fleisch darf in das Zollinland nur in ganzen Thierkörpern, die bei
Rindvieh, ausschließlich der Kälber, und bei Schweinen in Hälften zerlegt sein
können, eingeführt werden.

Mit den Thierkörpern müssen Brust- und Bauchfell, Lunge, Herz, Nieren, bei
Kühen auch das Euter in natürlichem Zusammenhange verbunden sein; der
Bundesrath ist ermächtigt, diese Vorschrift auf weitere Organe auszudehnen.

2. Zubereitetes Fleisch darf nur eingeführt werden, wenn nach der Art seiner
Gewinnung und Zubereitung Gefahren für die menschliche Gesundheit
erfahrungsgemäß ausgeschlossen sind oder die Unschädlichkeit für die
menschliche Gesundheit in zuverlässiger Weise bei der Einfuhr sich feststellen
läßt. Diese Feststellung gilt als unausführbar insbesondere bei Sendungen von
Pökelfleisch, sofern das Gewicht einzelner Stücke weniger als vier Kilogramm
beträgt; auf Schinken, Speck und Därme findet diese Vorschrift keine
Anwendung.

Fleisch, welches zwar einer Behandlung zum Zwecke seiner Haltbarmachung
unterzogen worden ist, aber die Eigenschaften frischen Fleisches im
Wesentlichen behalten hat oder durch entsprechende Behandlung wieder
gewinnen kann, ist als zubereitetes Fleisch nicht anzusehen; Fleisch solcher Art
unterliegt den Bestimmungen in Ziffer 1.



Für die Zeit nach dem 31. Dezember 1903 sind die Bedingungen für die Einfuhr
von Fleisch gesetzlich von neuem zu regeln. Sollte eine Neuregelung bis zu dem
bezeichneten Zeitpunkte nicht zu Stande kommen, so bleiben die im Abs. 2
festgesetzten Einfuhrbedingungen bis auf Weiteres maßgebend.

§. 13.

Das in das Zollinland eingehende Fleisch unterliegt bei der Einfuhr einer
amtlichen Untersuchung unter Mitwirkung der Zollbehörden. Ausgenommen
hiervon ist das nachweislich im Inlande bereits vorschriftsmäßig untersuchte und
das zur unmittelbaren Durchfuhr bestimmte Fleisch.

Die Einfuhr von Fleisch darf nur über bestimmte Zollämter erfolgen. Der
Bundesrath bezeichnet diese Aemter sowie diejenigen Zoll- und Steuerstellen,
bei welchen die Untersuchung des Fleisches stattfinden kann.

§. 14.

Auf Wildpret und Federvieh, ferner auf das zum Reiseverbrauche mitgeführte
Fleisch finden die Bestimmungen der §§. 12 und 13 nur insoweit Anwendung, als
der Bundesrath dies anordnet.

Für das im kleinen Grenzverkehre sowie im Meß- und Marktverkehre des
Grenzbezirkes eingehende Fleisch können durch Anordnung der
Landesregierungen Ausnahmen von den Bestimmungen der §§. 12 und 13
zugelassen werden.

§. 15.

Der Bundesrath ist ermächtigt, weitergehende Einfuhrverbote und
Einfuhrbeschränkungen, als in den §§. 12 und 13 vorgesehen sind, zu
beschließen.

§. 16.

Die Vorschriften des §. 8 Abs. 1 und der §§. 9 bis 11 gelten auch für das in das
Zollinland eingehende Fleisch. An Stelle der unschädlichen Beseitigung des
Fleisches oder an Stelle der polizeilicherseits anzuordnenden
Sicherungsmaßregeln kann jedoch, insoweit gesundheitliche Bedenken nicht
entgegenstehen, die Wiederausfuhr des Fleisches unter entsprechenden



Vorsichtsmaßnahmen zugelassen werden.

Sofern in Folge polizeilicher Untersuchung von Gegenständen der im §. 1
bezeichneten Art eine rechtskräftige strafrechtliche Verurtheilung eintritt, fallen
dem Verurtheilten die durch die polizeiliche Untersuchung erwachsenen Kosten
zur Last. Dieselben sind zugleich mit den Kosten des gerichtlichen Verfahrens
festzusetzen und einzuziehen.

§. 17.

Fleisch, welches zwar nicht für den menschlichen Genuß bestimmt ist, aber dazu
verwendet werden kann, darf zur Einfuhr ohne Untersuchung zugelassen werden,
nachdem es zum Genusse für Menschen unbrauchbar gemacht ist.

§. 18.

Bei Pferden muß die Untersuchung (§. 1) durch approbirte Thierärzte
vorgenommen werden.

Der Vertrieb von Pferdefleisch sowie die Einfuhr solchen Fleisches in das
Zollinland darf nur unter einer Bezeichnung erfolgen, welche in deutscher
Sprache das Fleisch als Pferdefleisch erkennbar macht.

Fleischhändlern, Gast-, Schank- und Speisewirthen ist der Vertrieb und die
Verwendung von Pferdefleisch nur mit Genehmigung der Polizeibehörde
gestattet; die Genehmigung ist jederzeit widerruflich. An die vorbezeichneten
Gewerbetreibenden darf Pferdefleisch nur abgegeben werden, soweit ihnen eine
solche Genehmigung ertheilt worden ist. In den Geschäftsräumen dieser
Personen muß an einer in die Augen fallenden Stelle durch deutlichen Anschlag
besonders erkennbar gemacht werden, daß Pferdefleisch zum Vertrieb oder zur
Verwendung kommt.

Fleischhändler dürfen Pferdefleisch nicht in Räumen feilhalten oder verkaufen, in
welchen Fleisch von anderen Thieren feilgehalten oder verkauft wird.

Der Bundesrath ist ermächtigt, anzuordnen, daß die vorstehenden Vorschriften
auf Esel, Maulesel und sonstige, seltener zur Schlachtung gelangende Thiere
entsprechende Anwendung finden.



§. 19.

Der Beschauer hat das Ergebniß der Untersuchung an dem Fleische kenntlich zu
machen. Das aus dem Ausland eingeführte Fleisch ist außerdem als solches
kenntlich zu machen.

Der Bundesrath bestimmt die Art der Kennzeichnung.

§. 20.

Fleisch, welches innerhalb des Reichs der amtlichen Untersuchung nach
Maßgabe der §§. 8 bis 16 unterlegen hat, darf einer abermaligen amtlichen
Untersuchung nur zu dem Zwecke unterworfen werden, um festzustellen, ob das
Fleisch inzwischen verdorben ist oder sonst eine gesundheitsschädliche
Veränderung seiner Beschaffenheit erlitten hat.

Landesrechtliche Vorschriften, nach denen für Gemeinden mit öffentlichen
Schlachthäusern der Vertrieb frischen Fleisches Beschränkungen, insbesondere
dem Beschauzwang innerhalb der Gemeinde unterworfen werden kann, bleiben
mit der Maßgabe unberührt, daß ihre Anwendbarkeit nicht von der Herkunft des
Fleisches abhängig gemacht werden darf.

§. 21.

Bei der gewerbsmäßigen Zubereitung von Fleisch dürfen Stoffe oder Arten des
Verfahrens, welche der Waare eine gesundheitsschädliche Beschaffenheit zu
verleihen vermögen, nicht angewendet werden. Es ist verboten, derartig
zubereitetes Fleisch aus dem Ausland einzuführen, feilzuhalten, zu verkaufen
oder sonst in Verkehr zu bringen.

Der Bundesrath bestimmt die Stoffe und die Arten des Verfahrens, auf welche
diese Vorschriften Anwendung finden.

Der Bundesrath ordnet an, inwieweit die Vorschriften des Abs. 1 auch auf
bestimmte Stoffe und Arten des Verfahrens Anwendung finden, welche eine
gesundheitsschädliche oder minderwerthige Beschaffenheit der Waare zu
verdecken geeignet sind.



§. 22.

Der Bundesrath ist ermächtigt,

1. Vorschriften über den Nachweis genügender Kenntnisse der Fleischbeschauer
zu erlassen,

2. Grundsätze aufzustellen, nach welchen die Schlachtvieh- und Fleischbeschau
auszuführen und die weitere Behandlung des Schlachtviehs und Fleisches im
Falle der Beanstandung stattzufinden hat,

3. die zur Ausführung der Bestimmungen in dem §. 12 erforderlichen
Anordnungen zu treffen und die Gebühren für die Untersuchung des in das
Zollinland eingehenden Fleisches festzusetzen.

§. 23.

Wem die Kosten der amtlichen Untersuchung (§. 1) zur Last fallen, regelt sich
nach Landesrecht. Im Uebrigen werden die zur Ausführung des Gesetzes
erforderlichen Bestimmungen, insoweit nicht der Bundesrath für zuständig erklärt
ist oder insoweit er von einer durch §. 22 ertheilten Ermächtigung keinen
Gebrauch macht, von den Landesregierungen erlassen.

§. 24.

Landesrechtliche Vorschriften über die Trichinenschau und über den Vertrieb und
die Verwendung von Fleisch, welches zwar zum Genusse für Menschen tauglich,
jedoch in seinem Nahrungs- und Genußwerth erheblich herabgesetzt ist, ferner
landesrechtliche Vorschriften, welche mit Bezug auf

1. die der Untersuchung zu unterwerfenden Thiere,

2. die Ausführung der Untersuchungen durch approbirte Thierärzte,

3. den Vertrieb beanstandeten Fleisches oder des Fleisches von Thieren der im §.
18 bezeichneten Arten

weitergehende Verpflichtungen als dieses Gesetz begründen, sind mit der
Maßgabe zulässig, daß ihre Anwendbarkeit nicht von der Herkunft des
Schlachtviehs oder des Fleisches abhängig gemacht werden darf.



§. 25.

Inwieweit die Vorschriften dieses Gesetzes auf das in die Zollausschlüsse
eingeführte Fleisch Anwendung zu finden haben, bestimmt der Bundesrath.

§. 26.

Mit Gefängniß bis zu sechs Monaten und mit Geldstrafe bis zu
eintausendfünfhundert Mark oder mit einer dieser Strafen wird bestraft:

1. wer wissentlich den Vorschriften des §. 9 Abs. 2, 4, des §. 10 Abs. 2, 3, des §.
12 Abs. 1 oder des §. 21 Abs. 1, 2 oder einem auf Grund des §. 21 Abs. 3
ergangenen Verbote zuwiderhandelt;

2. wer wissentlich Fleisch, das den Vorschriften des §. 12 Abs. 1 zuwider
eingeführt oder auf Grund des §. 17 zum Genusse für Menschen unbrauchbar
gemacht worden ist, als Nahrungs- oder Genußmittel für Menschen in Verkehr
bringt;

3. wer Kennzeichen der im §. 19 vorgesehenen Art fälschlich anbringt oder
verfälscht, oder wer wissentlich Fleisch, an welchem die Kennzeichen fälschlich
angebracht, verfälscht oder beseitigt worden sind, feilhält oder verkauft.

§. 27.

Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft wird bestraft:

1. wer eine der im §. 26 Nr. 1 und 2 bezeichneten Handlungen aus Fahrlässigkeit
begeht;

2. wer eine Schlachtung vornimmt, bevor das Thier der in diesem Gesetze
vorgeschriebenen oder einer auf Grund des §. 1 Abs. 1 Satz 2, des §. 3, des §. 18
Abs. 5 oder des §. 24 angeordneten Untersuchung unterworfen worden ist;

3. wer Fleisch in Verkehr bringt, bevor es der in diesem Gesetze
vorgeschriebenen oder einer auf Grund des §. 1 Abs. 1 Satz 2, des §. 3, des §. 14
Abs. 1, des §. 18 Abs. 5 oder des §. 24 angeordneten Untersuchung unterworfen
worden ist;

4. wer den Vorschriften des §. 2 Abs. 2, des §. 7 Abs. 2, 3, des §. 8 Abs. 2, des §.



11, des §. 12 Abs. 2, des §. 13 Abs. 2 oder des §. 18 Abs. 2 bis 4, imgleichen
werden auf Grund des §. 15 oder des §. 18 Abs. 5 erlassenen Anordnungen oder
den auf Grund des §. 24 ergehenden landesrechtlichen Vorschriften über den
Vertrieb und die Verwendung von Fleisch zuwiderhandelt.

§. 28.

In den Fällen des §. 26 Nr. 1 und 2 und des §. 27 Nr. 1 ist neben der Strafe auf die
Einziehung des Fleisches zu erkennen. In den Fällen des §. 26 Nr. 3 und des §. 27
Nr. 2 bis 4 kann neben der Strafe auf die Einziehung des Fleisches oder des
Thieres erkannt werden. Für die Einziehung ist es ohne Bedeutung, ob der
Gegenstand dem Verurtheilten gehört oder nicht.

Ist die Verfolgung oder Verurtheilung einer bestimmten Person nicht ausführbar,
so kann auf die Einziehung selbständig erkannt werden.

§. 29.

Die Vorschriften des Gesetzes, betreffend den Verkehr mit Nahrungsmitteln,
Genußmitteln und Gebrauchsgegenständen, vom 14. Mai 1879 (Reichs-Gesetzbl.
S. 145) bleiben unberührt. Die Vorschriften des §. 16 des bezeichneten Gesetzes
finden auch auf Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften des gegenwärtigen
Gesetzes Anwendung.

§. 30.

Diejenigen Vorschriften dieses Gesetzes, welche sich auf die Herstellung der zur
Durchführung der Schlachtvieh- und Fleischbeschau erforderlichen Einrichtungen
beziehen, treten mit dem Tage der Verkündigung dieses Gesetzes in Kraft.

Im Uebrigen wird der Zeitpunkt, mit welchem das Gesetz ganz oder theilweise in
Kraft tritt, durch Kaiserliche Verordnung mit Zustimmung des Bundesraths
bestimmt.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem
Kaiserlichen Insiegel.

Gegeben Neues Palais, den 3. Juni 1900.
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(L. S.)  Wilhelm.
 

  Fürst zu Hohenlohe.


